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K I RC H L I C H E  S T I F T U N G S AU F S I C H T 
I M  F O KU S

Im vergangenen Juni hat die Zürcher FDP-Natio-
nalrätin Doris Fiala unter dem Titel «Finanzie-
rung von religiösen Gemeinschaften. Mangelnde 
Transparenz und fehlende Aufsicht» eine Inter-
pellation eingereicht, mit welcher sie dem Bun-
desrat verschiedene Fragen zu kirchlichen bzw. 
religiösen Stiftungen und Vereinen gestellt hat1.

Frau Fiala behauptete in ihrer Interpellation, es 
fehle betreffend Finanzierung von Religions-
gemeinschaften in der Schweiz an «jeglicher 

Transparenz». Ferner zeigten die islamistischen At-
tentate von Paris und Brüssel, dass religiöse Stiftun-
gen von Terrorismusfinanzierung und Finanzkrimi-
nalität betroffen sein könnten. In einem prominent 
platzierten Beitrag in der «Neuen Züricher Zeitung» 
vom 16. Juni 2016,2 der die Interpellation bekannt 
machte, konnte man lesen, dass sie nicht nur von der 
Sorge um die Sicherheit der Schweiz umgetrieben 
ist, sondern ihr Fernziel sei, alle religiösen Stiftun-
gen der staatlichen Aufsicht zu unterstellen.

Transparente kirchliche Stiftungen
Mit Kirchenvertretern hat Frau Fiala leider weder 
im Vorfeld noch nach der Einreichung ihrer Inter-
pellation das Gespräch gesucht. Im Dialog mit den 
Betroffenen hätte sich vermeiden lassen, die kirch-
lichen Stiftungen pauschal zu verunglimpfen. Denn 
es ist nicht so, dass die kirchlichen Stiftungen «keine 
Aufsicht» haben. Vielmehr sieht das im Jahr 1912 er-
lassene Zivilgesetzbuch (Art. 87 ZGB) vor, dass die 
kirchlichen Stiftungen durch die betreffenden Reli-
gionsgemeinschaften beaufsichtigt werden.3 Dies ist 
ein Entgegenkommen des Staates, der sich dadurch 
auch erheblicher Kosten entledigt. Dabei wird die 
Aufsicht nicht nur vom Staat erlaubt, sie findet auch 
statt und manifestiert sich in der Prüfung, ob die 
Stiftungsmittel zweckkonform verwendet wurden. 
Die kirchliche Stiftungsaufsicht umfasst zudem die 
durch spezialisierte Rechtsanwälte vollzogene vor-
gängige Überprüfung der grundbuchlich relevan-
ten Verträge, welche Stiftungen eingehen wollen. 
Nicht zuletzt beinhaltet die kirchliche Aufsicht die 
Genehmigung von Bauprojekten, was stets den Ein-
bezug spezialisierter Beratungsbüros bedeutet, die 
bekanntlich nicht gerade billig sind. In all diesen 
Bereichen hat die katholische Kirche in der Schweiz 
das in sie seitens der Eidgenossenschaft gesetzte Ver-
trauen seit über 100 Jahren nicht enttäuscht. Auch 
von Experten des Stiftungsrechts wird betont, dass 
sich das System der kirchlichen Aufsicht bewährt 
hat.4

Auch ist die Behauptung unzutreffend, dass 
es an «jeglicher Transparenz» im Bereich der kirch-
lichen Stiftungen fehle. Über die Grundbuchämter 
weiss der Staat, was der Kirche gehört. Zudem se-
hen die Statuten der kirchlichen Stiftungen im Bis-
tum Chur vor, dass ihre Rechnungen von Revisoren 
geprüft werden. Oft sind es die gleichen Personen, 
welche die Kirchgemeinderechnungen revidieren. 
Zudem halten die Stiftungsstatuten die Verantwort-
lichen an, einmal jährlich die Pfarrei über den Stand 
der Stiftung zu informieren. Überdies ist durch re-
gelmässigen Einbezug von Mitgliedern der Kirch-
gemeindevorstände in den Stiftungsrat ein weiteres 
Element der Öffentlichkeit geschaffen. Deshalb hat 
man bis heute noch nie davon gehört, Stiftungen der 
katholischen Kirche seien in Terrorismusfinanzie-
rung oder Geldwäsche verwickelt gewesen.

Neue Eintragungspflicht
Die Eidgenossenschaft hat den Religionsgemein-
schaften mit dem ZGB zugestanden, dass ihre Stif-
tungen nicht ins Handelsregister eingetragen werden 
müssen. Seit 1. Januar 2016 besteht nun allerdings 
für die kirchlichen Stiftungen die Eintragungs-
pflicht.5 Hintergrund dafür sind die Empfehlungen 
der GAFI (Groupe d’action financière), welche Stan-
dards in Finanzfragen und Transparenz festlegt, um 
Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zu ver-
hindern.6 Das Bistum Chur hat die Eintragung der 
kirchlichen Stiftungen ins Handelsregister in einer 
Vernehmlassung im Vorfeld begrüsst. Sie verursacht 
zwar mehr Bürokratie, schafft aber mehr Öffent-
lichkeit. Dies wird zweifellos dazu beitragen, dass 
man ihnen nicht länger Intransparenz vorwerfen 
kann. Die Übergangsfrist für die Eintragung läuft 
bis Ende 2020. Die Diözesen und Ordensgemein-
schaften tun gut daran, diese Frist zu nutzen, um 
einmal mehr den Tatbeweis zu erbringen, dass sie 
gewillt sind, gesetzeskonform zu arbeiten. Mit der 
Eintragung der Stiftungen im Kanton Zürich wur-
de begonnen, wo über hundert Stiftungen betroffen 
sind. Der Prozess wird längere Zeit in Anspruch 
nehmen und Gelegenheit geben, Stiftungsstatuten 
auf den neuesten Stand zu bringen und andere, die 
nach heutiger Praxis des Bundesgerichts und der 
eidgenössischen sowie kantonalen Aufsichten keine 
kirchlichen Stiftungen mehr sind, der staatlichen 
Aufsicht zu unterstellen.7

Es wird noch einiger Anstrengungen bedür-
fen, um der Öffentlichkeit sowie den Verantwortli-
chen in Politik und Verwaltung deutlich zu machen, 
dass es angebracht ist, an der jetzigen Regelung fest-
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zuhalten. Zweifellos ist es ein gutes Argument, dar-
auf hinzuweisen, dass man erhalten sollte, was klag-
los über hundert Jahre funktioniert und den Staat 
von Kosten und Aufgaben entlastet hat, die nicht 
zu seinem Kernauftrag gehören. Man wird jedoch 
darauf hinweisen müssen, dass die Aufsicht der Kir-
che über ihre Stiftungen für sie selbst ein wichtiges 
Führungsinstrument darstellt. Denn die Kirche ist 
darauf angewiesen, dass ihre Kirchgebäude, Pfarr-
häuser und die sonstigen Immobilien stets ihrem 
Zweck entsprechend verwendet werden und erhalten 
bleiben. Es darf mit guten Gründen behauptet wer-
den, dass dem Staat das kirchenspezifische Know-
how fehlt, um kirchliche Stiftungen sachgerecht zu 
beaufsichtigen. Wie Restaurationen von Kirchen 
und Umbauten von Pfarrhäusern zu beurteilen sind, 
ist nicht nur eine zivilrechtliche, sondern auch eine 
pastorale Frage. Was die langfristige sowie nach-
haltige Bewirtschaftung des Immobilienbesitzes der 
kirchlichen Stiftungen angeht, reicht dafür eine rein 
formalrechtliche Beurteilung geplanter Rechtsge-
schäfte nicht aus. Selbstverständlich würde die Kir-
che nicht untergehen, wenn sie ihre Stiftungen nicht 
mehr auch gemäss staatlichem Recht beaufsichtigen 
dürfte. Es käme dann jedoch zwangsläufig zu dem, 
was die Väter des ZGB verhindern wollten: zu einer 
Doppelspurigkeit von staatlicher und kirchlicher 
Aufsicht über dieselben Stiftungen. Denn die Bis-
tümer können auf die Aufsicht über die kirchlichen 
Stiftungen nicht verzichten. Der «Codex Iuris Ca-
nonici» von 1983 sieht sie ausdrücklich vor.8 Folge 
des Entzugs der Stiftungsaufsicht wären für die Stif-
tungen höhere Kosten durch die staatliche Aufsicht 
und eine doppelte Bürokratie.

Ablehnende Stimmen  
aus Graubünden
In Graubünden ist die Interpellation von Frau Fiala 
bereits bei der katholischen und evangelisch-refor-
mierten Landeskirche auf Ablehnung gestossen. Der 
Präsident des Kirchenrats der Evangelisch-Refor-
mierten Landeskirche, Grossrat Andreas Thöny, 
meinte, der Entzug der Aufsicht wäre ein «Ein-
griff», gegen den sich die Landeskirche «wehren» 
würde.9 Und der Bundesrat hat in seiner Antwort 
auf die Interpellation sehr zurückhaltend reagiert.10 
Am besten wird man zunächst die Eintragung aller 
kirchlichen Stiftungen ins Handelsregister abwarten 
und in ihrer Wirkung evaluieren müssen.

Das Thema kirchliche Stiftungsaufsicht wird 
aufgrund der Bedrohung durch islamistische Ter-
roristen virulent bleiben. Der von Frau Fiala anvi-
sierte Entzug der kirchlichen Stiftungsaufsicht wird 
nicht das Ziel erreichen, das diese Massnahme zu 
erreichen verspricht. Denn die meisten Moscheen in 
der Schweiz als Vereine sind nach Art. 60ff. ZGB 
organisiert. Diese sind von den Stiftungen gänzlich 

verschiedene juristische Personen, so dass es keinen 
Sinn macht, die kirchliche Stiftungsaufsicht abzu-
schaffen, um im Bereich des Vereinsrechts etwas 
zu erreichen. Wenn Vereine in Verdacht geraten, 
Terrorismus zu finanzieren, sind − wie der Bundes-
rat in der Beantwortung der Interpellation Fiala 
zu Recht festgestellt hat − Finanzintermediäre wie 
Banken und Treuhänder gefragt. Zudem besteht in 
der Rechtsprechung und in der juristischen Lehre 
Einigkeit darüber, dass der Staat die Aufsicht über 
Stiftungen nur denjenigen Religionsgemeinschaften 
überlassen soll, die Gewähr bieten, dass sie die Stif-
tungsaufsicht in einem Mass auszuüben vermögen, 
die der staatlichen Aufsicht gleichkommt.11 Das ist 
vorderhand bei neu sich etablierenden Glaubens-
gemeinschaften wie der islamischen nicht der Fall. 
Denn es existieren zwar Dachverbände. Diese besit-
zen aber keinen rechtlichen Durchgriff auf einzelne 
Gruppierungen. Zudem repräsentieren sie nur einen 
kleinen Teil der Muslime in der Schweiz. Sie sind 
also nicht in der Lage, eine wirksame Aufsicht zu 
gewährleisten, die der staatlichen gleichkommt. Es 
liegt somit am Staat selbst, konkret an den Han-
delsregisterämtern, die Eintragung von religiösen 
Stiftungen von Religionsgemeinschaften, die keine 
wirksame Aufsicht garantieren können, zu verwei-
gern. Freilich dürfen Angehörige solcher Religions-
gemeinschaften dennoch Stiftungen gründen. Die 
Aufsicht liegt dann wie bei den klassischen Stiftun-
gen beim Staat, jedenfalls so lange, bis die betroffene 
Religionsgemeinschaft eine glaubwürdige Aufsicht 
garantieren kann. Wenn somit Bund und Kantone 
die bereits geltenden Grundsätze anwenden, können 
sie heute schon der Gefahr wehren, dass Stiftungen 
für terroristische Zwecke missbraucht werden. Sie 
können vermeiden, kollektiv diejenigen zu bestra-
fen, die mit dem Instrument der Aufsicht sorgsam 
umgegangen sind.

Martin Grichting
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Kontroverse Ansichten zu kirchlichen Stiftungen: Doris 
Fiala, Nationalrätin FDP/ZH, und Martin Grichting, Ge-
neralvikar Bistum Chur.
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